Geſetz- Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 2161.) Genehmigungs⸗ Urkunde des in dem Protokolle der Zentral- Rheinſchifffahrts⸗ 
Kommiffion vom 17. Juli 1838 enthaltenen zehnten Supplementar - Artikel 
zu der Rheinſchifffahrts⸗-Akte vom 31. März 1831. D. d. den 6. Septem⸗ 
ber 1838. BR 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

Thun kund und fügen hiemit zu wiſſen: 

Nachdem die Zentral⸗Nheinſchifffahrtskommiſſion in Beziehung auf die, 

ihrem Protokolle vom 25. Juni 1837. Nr. XIII. als Anlage Nr. 3. beigefuͤg⸗ 

ten Artikel eines Regulativs fuͤr die gleichfoͤrmige Aichung der Schiffe auf dem 

Rheine, welche alſo lauten: 
f 1. 

Fuͤr die konventionsmaͤßige Aichung der Schiffe von Dezimeter 
zu Dezimeter, von ihrer geringſten bis zur hoͤchſten Ladungs⸗Einſenkung 
iſt die ſtereometriſche Vermeſſung des Schiffsraumes von innen, als al- 
lein gültige Methode, von allen Uferſtaaten angenommen. 

Die beſtehenden Inſtruktionen uͤber die Anwendung dieſer Aich⸗ 
Methode, ſo wie uͤber die aͤußere Bezeichnung des Schiffes, mittelſt An⸗ 
bringung der Aich⸗Skalen, bleiben vorbehaltlich einer Reviſion derſelben 
in Kraft. 


2. 


Die Feſtſtellung und Erhebung der Aichgebuͤhren bleibt den re⸗ 

ſpektiven Regierungen anheimgeftellt. 

3. 
a Das vollſtaͤndige 1 1 der Aiche von Dezimeter zu Dezimeter 
iſt in den 1 aufzunehmen, welcher dem Schiffer ausgeſtellt wird, 
und den derſelbe verpflichtet iſt, bei ſich auf dem Schiffe zu haben und 
en Rheinzoll⸗Beamten vorzulegen. 
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(Ausgegeben zu Berlin am 14. Juni 1841.) 
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4. 


Jedes Rhein⸗Zollamt hat nach jedesmal zu machender Aufnahme 
der > „die Reſultate auf dem Manifeſte genau und vollſtaͤndig zu 
vermerken. 

Zeigt die Aich⸗Skala ein groͤßeres Gewicht, als das Manifeſt des 
Schiffers, ſo wird der Rheinzoll nach der Aiche erhoben. ä 

Bei Guͤterladungen aus verſchiedenen Tarifklaſſen wird zu dieſem 
Ende der Mehrbefund, wie fruͤher, verhaͤltnißmaͤßig auf die verſchiedenen 
Tarifklaſſen der manifeſtirten Guͤter vertheilt. f 

ringt der Schiffer ſpaͤterhin, ſey es durch Reviſion der Aiche, 
welche, wenn ſie zu Gunſten des Schiffers ausfaͤllt, koſtenfrei geſchieht, 
ſey es durch Verifikation bei der Ausladung, den rechtsgenuͤgenden Be⸗ 
weis bei, daß er durch die Erhebung des Rheinzolls nach der Aiche, praͤ⸗ 
gravirt worden, fo findet Ruͤckerſtattung des zu viel Erhobenen ſtatt. 

Eine Ausnahme von vorſtehender Beſtimmung tritt jedoch als⸗ 
dann ein, wenn in der im Artikel 28. der Rheinſchifffahrts⸗Ordnung vor⸗ 
geſehenen Weiſe das Manifeſt des Schiffers und die Einſenkung des 
Schiffes bei der Abfahrt beglaubigt ſind, und dieſe Einſenkung noch un⸗ 
veraͤndert dieſelbe iſt. In dieſem Falle wird der Rheinzoll nach dem 
atteſtirten Manifeſte erhoben. f f 6 
N Bei wirklichen oder beabſichtigten Defraudationen der ner 
Abgaben, finden die Beſtimmungen des 7. Titels der Rheinſchifffahrts⸗ 
Ordnung ihre Anwendung. Dr 


3. 


Jeder Rheinufer-Staat wird, ſo weit dies noch ne geſchehen, 
allein oder im Verein mit anderen Rheinufer⸗Staaten die noͤthigen Aich⸗ 
Anſtalten einrichten, bei welchen die Schiffe ſeiner Unterthanen zu aichen ſind. 


6. 


Die Schiffer der Nebenſtroͤme, welche den Rhein befahren wol⸗ 
len, und dazu berechtigt ſind, muͤſſen gleichfalls bei einer ſolchen Anſtalt 
des Landes, dem ſie angehoͤren, ihre Fahrzeuge aichen laſſen, wenn ihnen 
nicht von Seiten ihrer Regierung die Aich-Anſtalt eines anderen Ufer⸗ 
Staats, mit deſſen Einverftändniß, dazu bezeichnet wird. 

Andere den Rhein befahrende und dazu berechtigte Schiffer muͤſ⸗ 
fen ihre Schiffe bei irgend einer Aich-Anſtalt eines Rheinufer⸗Staats 
aichen laſſen. 


— 


— 
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Schiffe, die nicht vorſchriftsmaͤßig geaicht find, follen vom 1. Ja⸗ 

nuar 1839. an in keinem Rheinhafen zur Ladung zugelaſſen werden. 
Wenn die Schiffe zwar geaicht ſind, der Schiffer aber den Aich⸗ 
Schein nicht vorlegt, geſchieht die a line Abfertigung zwar nach 
dem Manifeſte, jedoch iſt der Schiffer alsdann gehalten, fuͤr den etwai⸗ 
gen 


en Mehrbetrag des Rheinzolls, nach Ausweis des nachzubringenden 
Jüchen Fig dieſes en eine von dem Rhein⸗Zollamte zu beſtim⸗ 
mende Kaution zu leiſten. 


in ihre zwölften diesjaͤhrigen Juli⸗Sitzung ſich zu dem 1 1 e vereinigt hat, 
folgenden Speenter⸗ Kere zum Artikel 17. der Rheinſchifffahrts⸗Akte vom 
31. Maͤrz 1831. der Ratifikation der betheiligten Souveraine vorzulegen: 


„Supplementar-Artikel X. 
„Zuſatz zu Artikel 17. der Akte vom 31. Maͤrz 1831. 


„Die in der Anlage 3. des Protokolls der Zentralkommiſſion vom 25. 
r 1837. Nr. XIII. enthaltenen ſieben Artikel ſollen als Negulativ 
„für die gleichfoͤrmige Aichung der Schiffe auf dem ganzen Rheine in 
ns kommen, und zu dieſem Ende in allen Uferftaaten publizirt 
„werden“; 


ſo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, den vorſtehenden 
zehnten Supplementar⸗Artikel hierdurch genehmigen, auch Unſern Behoͤrden und 
Unterthanen, ſo weit es dieſe angehet, anweiſen, ſich genau danach zu richten. 


. Zu mehrerer Bekraͤftigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinſchaftliche Archiv der Zentral⸗Rheinſchifffahrtskommiſſion in Mainz 

mmte Genehmigungsurkunde Allerhoͤchſteigenhaͤndig unterſchrieben und mit 
Unſerem groͤßeren Staatsſiegel verſehen laſſen. 


So geſchehen zu Berlin, den 6. September 1838. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


(Nr. 2162.) Genehmigungs-Urkunde der in dem Protokolle der Zentral-Rheinſchifffahrts⸗ 
Kommiſſion vom 27. Juli 1839. enthaltenen Supplementar⸗Artikel XI. XII. 
und XIII. zur Rheinſchifffahrts⸗Akte vom 31. März 1831. D. d. den 25. Ok⸗ 
tober 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: 


Nachdem die Bentralsähheinfhifiehtrefonnmifien ſich in ihrer am 27. Juli 
b. J. gehaltenen 23ſten vorjaͤhrigen Sitzung anderweit über die nachfolgenden 
drei Supplementar⸗Artikel zur Rheinſchifffahrts⸗Akte vom 31. Maͤrz 1831. 
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XIter Supplementar-Artikel 
zu Art. 62. der Akte vom 31. Maͤrz 1831. 


Die Worte des Deutſchen Textes der Konvention Art. 62: 

„mit einer Oberlaſt auf dem Rheine zu fahren iſt verboten. 
„dlc nichts anders, als was auch der Franzoͤſiſche Text ausdruͤckt, 
„naͤmlich: 22 

„Waaren auf das Verdeck zu laden iſt verboten. 

„Als Verdeck (tillac) iſt aber auch die feſtgezimmerte Bedachung eines 
„Schiffes zu betrachten. Ueberſchreitung des erbots iſt daher vorhan⸗ 
„den, wenn ein Theil der Ladung, (worunter jedoch ein oder anderer un⸗ 
„erheblicher Bar ei nicht zu verſtehen ift) auf dem Verdecke nieder: 
„gelegt iſt, oder über das durchbrochene Verdeck, reſpektive die feſtgezim⸗ 
„merte Bedachung hinausragt, oder wenn der Schiffer dieſe letzte will⸗ 
„kuͤhrlich, d. i. ohne Gutheißung der nach Art. 53. der Konvention zur 
„Prufung angeſtellten Sachverſtaͤndigen erhöht hat. 

„Bei Fahrzeugen ohne gezimmertes Verdeck oder Bedachung iſt 
„derjenige Theil der Ladung als Oberlaſt oder als Ladung auf dem Ver⸗ 
„decke anzuſehen, welcher die durch Obſervanz oder die Sachkundigen, 
„wo deren in den verſchiedenen Einladungshaͤfen angeſtellt ſind, beſtimmte 
„Hoͤhe uͤber das feſte Geboͤrde des Schiffes uͤberſteigt. 

„Diejenigen Artikel, welche ausnahmsweiſe als Oberlaſt gefuͤhrt 
„werden duͤrfen, koͤnnen ohne Unterſchied der Rheinabtheilungen als Ober⸗ 
„laſt geladen werden, die Ladung mag ganz oder theilweiſe aus ſolchen 
„Artikeln beſtehen. 


XIIter Supplementar-Artikel 
zu Art. 65. der Akte vom 31. Maͤrz 1831. 


„Bei andern entzuͤndlichen oder aͤtzenden Stoffen, als Schwefel- 
„Salpeter-, Salzſaͤure, Streichfeuerzeugen und Zuͤndhoͤlzern u. ſ. w. hat 
„Die e ehoͤrde des Einladungsorts zu beſtimmen, ob fie in 
„abgefonderten Fahrzeugen geführt werden muͤſſen, oder mit andern Guͤ⸗ 
„tern verladen werden duͤrfen. 

„Im letzteren Falle hat ſie die erforderlichen Vorſichtsmaßregeln 
„anzuordnen und im Manifeſte zu vermerken, denen ſich der Schiffer zu 
„unterwerfen hat. Zuwiderhandlungen werden nach den Landesgeſetzen 
„des betreffenden Uferſtaates beſtraft. 

„Es bleibt aber jeder Regierung unbenommen, den Art. 64. der 
„Konvention fuͤr anwendbar zu erklaͤren, jedoch mit der Maßgabe, daß 
„nur der geringſte Satz der darin vorgeſehenen Geldbuße erkannt und 
„auch dieſer, nach Umſtänden, auf 10 Franks ermaͤßigt werden kann.“ 


XIIIter Supplementar-Artikel. 


Schiffer, deren Fahrzeuge tiefer gehen als die Linie, durch welche 
„von der kompetenten Behoͤrde die größte zulaͤſſige Einſenkung derſelben 


der 


„bezeichnet worden ft, verfallen in die durch die Geſetze des Staats, in 
„deſſen Gebiete die Uebertretung entdeckt worden, gegen Ueberladung der 
„Schiffe verhängten Strafen. 

„Es bleibt aber jeder Regierung unbenommen, den Art. 64. der 
„Rheinſchifffahrts-Ordnung für anwendbar zu erklaͤren, jedoch mit der 
„Maßgabe, daß die darin feſtgeſetzte Geldbuße, nach Umſtaͤnden, bis auf 
„20 Franks ermaͤßigt werden kann. ' 

„Zugleich find ſolche Schiffer anzuhalten, in dem erſten Hafen die 

„Ladung bis zur erlaubten Einſenkung zu vermindern.“ ’ 
vereiniget hat, fo wollen Wir, auf den Uns darüber gehaltenen Vortrag, die 
vorſtehenden drei Supplementar⸗Artikel Nr. XI. XII. und XIII. hierdurch ge⸗ 
nehmigen, auch Unfere Behörden und Unterthanen, ſo weit es dieſe angeht, an⸗ 
weiſen, ſich genau danach zu richten. 485 
a Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwaͤrtige, zur Niederlegung 
in das gemeinſchaftliche Archiv der Zentral⸗Nheinſchifffahrtskommiſſion in Mainz 
beſtimmte Genehmigungsurkunde Allerhoͤchſteigenhaͤndig unterſchrieben und mit 
Unſerem größeren Staats⸗Inſiegel verſehen laſſen. 


So geſchehen zu Sansſouci, den 25. Oktober 1840. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
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AB ehe Genehmigungs⸗Urkunden find am 29. März 1841. in das zu 

. Archiv der Zentralkommiſſion für die Rheinſchifffahrt niederge⸗ 
rden. 


Berlin, den 18. Mai 1841. 
Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten 


(Nr. 2162-2163.) (Nr. 2163.) 


(Nr. 2163.) Allerhöchſte Kabinets⸗Order vom 24. April 1841., betreffend das Verfahren bei 
Feſtſetzung und Einziehung der Gebühren und Auslagen der Friedensrichter 
> und Gerichtsſchreiber. 
Ju Beſeitigung der in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln 
entſtandenen Zweifel uͤber das Verfahren bei Feſtſetzung und Einziehung der 
friedensgerichtlichen Gebuͤhren und Auslagen in Faͤllen, wo die Parteien deren 
Zahlung verweigern oder verzoͤgern, beſtimme Ich auf Ihren Bericht vom 
24. März c., daß, auf den Antrag der Betheiligten, die Gebuͤhren und amt⸗ 
lichen Auslagen der Friedensrichter und der Gerichtsſchreiber von dem Praͤſiden⸗ 
ten des Landgerichts, in deſſen Bezirk das Friedensgericht belegen iſt, durch eine 
mit dem Befehle der Vollſtreckung verſehene Verfügung feſtgeſetzt werden füllen. 
Sie haben dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. f 
Berlin, den 24. April 1841. ü f 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(Nr. 2164.) Allerhöchſter Befehl vom 8. Mai 1841., wodurch in Betreff der zur Abfaſſung 
eines Appellations-Erkenntniſſes erforderlichen Anzahl von Richtern eine Aug- 
nahme für diejenigen Ober⸗Gerichte angeordnet wird, welche nach Maaßgabe 
der Inftruftion vom 30. Mai 1820. über die Verhältniſſe der vormals un⸗ 
mittelbaren Deutſchen Reich8-Stände (Geſetz-Sammlung Seite 81) und nach 
den hierauf ſich gründenden Rezeſſen errichtet worden. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 6. April c. erklaͤre Ich hier⸗ 
durch, daß die Vorſchrift F. 5. Nr. A. der Verordnung vom 14. Dezember 
1833., wornach es für eine, die Nichtigkeitsbeſchwerde begruͤndende Verletzung 
weſentlicher Prozeßvorſchriften angeſehen werden ſoll, wenn bei einem Gericht 
in zweiter Inſtanz nicht wenigſtens fuͤnf Richter an der Abfaſſung des Erkennt⸗ 
niſſes Theil genommen haben, auf die nach Maßgabe der Inſtruktion vom 
30. Mai 1820. errichteten Obergerichte keine Anwendung finden, es vielmehr 
genügen ſoll, wenn bei dieſen Gerichten nach $. 41. jener Inſtruktion und nach 
den hierauf ſich gruͤndenden Rezeſſen mindeſtens drei Richter an der Abfaſſung 
eines Erkenntniſſes zweiter Inſtanz Theil nehmen. — Dieſe Beſtimmung iſt 
durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Potsdam, den 8. Mai 1841. Pa 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2165.) 


(Nr, 2168.) Miniſterial⸗Erklärung über die zwiſchen der Königl. Preußifchen und der Herzogl. 
Anhalt⸗Cöthenſchen Regierung abgefhlefene Übereinkunft wegen gegenſeitiger 
Übernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen. Vom 24. Juli 1839. be⸗ 
kannt gemacht, den 18. Mai 1841. 


Josh der Koͤnigli eußiſchen Regierung einerſeits und der Herzoglich 
e e Nen "andeterfeitd iſt nachſtehende Uebereinkunft wegen 
gegenſeitiger Übernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen verabredet und ab⸗ 
geſchloſſen worden. Äh 


| 8.0: 

Es fol in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Gebiet des 
andern der beiden hohen kontrahirenden Theile gusgewieſen werden, wenn der⸗ 
ſelbe nicht entweder ein Angehoͤriger desjenigen Staates iſt, welchem er zugewie⸗ 
en wird, und in demſelben ſein Heimweſen zu ſuchen hat, oder doch durch das 

ebiet deſſelben als ein Angehoͤriger eines in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegen⸗ 
den Staats, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. f 
„. 
Als Staatsangehörige, deren Übernahme gegenſeitig nicht verſagt werden 
darf, ſind anzuſehen: f 
a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn fie außer der Ehe erzeugt wur⸗ 
den, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft eines Unter⸗ 
thans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, oder, welche aus⸗ 
druͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden ſind, ohne nachher wieder 
aus dem Unterthansverbande entlaſſen worden zu ſeyn, oder ein ander⸗ 
weitiges Heimathsrecht erworben zu haben; 
b) diejenigen, welche. an ln l Eltern zufällig innerhalb des Staats⸗ 
gebiets geboren find, ſo 4 85 c einem andern Staate das Un⸗ 
terthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, oder ſich daſelbſt mit 

Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, oder darin, unter Zulaſſung der 

Obrigkeit, zehn Jahre lang gewohnt haben 

e) diejenigen, welche zwar weder in dem Staatsgebiete geboren ſind, noch 
das Unterthansrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, anregen 
nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤrgerlichen Verhaͤltniſſe, oder 
überhaupt als heimathlos, dadurch in nähere Verbindung mit dem 

Staate getreten ſind, daß ſie ſich daſelbſt unter Anlegung einer Wirth⸗ 

ſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen waͤhrend eines Zeitraums von 

| 7 Jahren ſtillſchweigend geſtattet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu 
aben. 
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9. 3. 

Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate zu⸗ 
fällig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthansrecht ausdruͤcklich erwor⸗ 
ben oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch zehnjah⸗ 
rigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, ſo iſt der letztere Staat, vorzugs⸗ 
weiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene Unterthans⸗ 


recht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤhrigen Wohnung 
(Nr. 2165.) in 


in einem andern Staate zuſammen, fo ift das erſtere Verhaͤltniß entſcheidend. 
ſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe getreten, in einem an⸗ 
dern aber nach ſeiner Verheirathung, waͤhrend des beſtimmten Zeitraumes von 
zehn Jahren geduldet worden, ſo Be er in dem letztern beibehalten werden. 
A. 
Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher keine der 
in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen . anwendbar, ſo muß 
derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorlaͤufig beibehalten. 


. 5. 

Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts ſind demjenigen Staate 
zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angeführten Verhaͤltniſſe, 
zugehoͤrt. Wittwen ſind na eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, es waͤre 
denn, daß wahrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten ſey, 
durch welche ſie nach den Grundſaͤtzen der gegenwaͤrtigen Übereinkunft einem an⸗ 
dern Staate zufallen. 

Auch fol Wittwen, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaſſenen Eheweibern die Ruͤckkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner⸗ 
halb der erſten fuͤnf Jahre nach deren Schließung wieder getrennt worden und 
kinderlos geblieben iſt. f 


§. 6. 8 

Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vierzehn 
. oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern genie⸗ 
en, von . h. nicht getrennt werden koͤnnen, fo find ſolche, ohne Kückficht 
auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, welchem bei 
ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter zugehoͤrt. Wenn 
aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt und letztere bei ih⸗ 
rem Vater befindlich ſind, ſo werden ſie von dem Staate mit uͤbernommen, 
welchem der Vater zugehoͤrt. . 


7. 

Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſeines Buͤr⸗ 
errechts verluſtig gemacht, ohne einem anderen Staate zugehoͤrig geworden zu 
Ion jo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wiederannahme deſſel⸗ 
en ſich nicht entziehen. 


9.58. a 

Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, ſo wie Schaͤfer 
und Dorfhirten, welche, ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, in a 
ſten ſtehen, imgleichen Zoͤglinge und Studirende, welche der Erziehung oder des 
Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufenthalt, wenn 
derſelbe auch länger als zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. 

55 75 ſind den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu 
achten, wenn fie nicht für ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und Ver⸗ 
moͤgen ſich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben. 
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Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem anderen Grunde 
ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate nach den in der ge⸗ 
gen⸗ 


genwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen Fein Heimweſen anzuſprechen 
haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtatten nicht ſchuldig; es wuͤrde 
enn urkundlich zur voͤlligen Ueberzeugung dargethan werden koͤnnen, daß das 
zu uͤbernehmende Individuum einem in gerader Richtung ruͤckwaͤrts liegenden 
Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl anders als durch das Gebiet des 
erſtern zugefuͤhrt werden kann. 


$. 10. 

Saͤmmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ſtrengen Pflicht ge: 
macht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern der hohen 
kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben zu 
peranlaſſen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Übernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus 
einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus anderen voͤllig glaubhaften Urkunden her⸗ 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch beſondere Gruͤnde 
und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln, und noͤthigenfalls bei der, vermeintlich zur 
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. 


ei 
Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen kontrahiren⸗ 
den Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen ruͤckwaͤrts lie⸗ 
genden Staat, zufolge der Beſtimmung des $. 9. zugefuͤhrter Vagabunde von 
dem letztern nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in denjenigen 
Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorläufigen Beibehaltung zuruͤckge— 
bracht werden. ' 


6.19 
Es bleibt den beiderſeitigen Provinzial-Regierungsbehoͤrden uͤberlaſſen, 
unter einander die naͤhern Verabredungen wegen der zu beſtimmenden Richtung 
der Transporte, ſo wie wegen der Übernahmsorte, zu treffen. 


85 $. 13. 

Die üÜberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel vermittelſt 
Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Ortes, wo 
der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats beendigt anzuſehen iſt. 
Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf der Transport 
konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. In ſolchen Faͤllen, wo keine Ge⸗ 
fahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Vagabunden auch mittelſt eines Laufpaſſes, 
in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben iſt, in ihr Da- 
terland gewieſen werden. 5 5 An 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤren 
und in 15 Hinſicht nicht wohl getrennt werden konnen. 

Größere, ſogenannte Vagantenſchube, ſollen kuͤnftig nicht ſtattfinden. 


$. 14. l 
Da die Ausweiſung der Vagabunden nicht auf Requiſition des zur An⸗ 
nahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene Vor⸗ 
theil des ausweiſenden Staates bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport 
Jahrgang 1841. (Nr. 2165.) 13 und 


und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den uͤberneh⸗ 
menden Staat gemacht werden. t 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem rückwärts liegenden Staate zu: 
gefuͤhrt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach §. 11. in 
denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht, ſo muß letzte⸗ 
rer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei 
der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen find. 


15. 

Zur Beſeitigung der Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich uͤber die 
a0 der Beſtimmungen F. 2. a. und c. der vorſtehenden Uebereinkunft, 
namentli 

a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit die 
in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen eingetretenen Ver⸗ 
änderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der unſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus 
der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſſenen Kinder derſelben von Ein⸗ 
fluß ſeyen? ſo wie 
b) über die Beſchaffenheit des J. 2. e. der Konvention erwähnten zehnjaͤh⸗ 
rigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 
ergeben koͤnnten, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem in der 
Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas dndern zu wollen, daß die Unter⸗ 
thanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eigenen innern Geſetzgebung 
des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 
und bis auf Weſteres nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung ges 
langen zu laſſen, und zwar 


zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nic entlaffene 
Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an und für ſich und 
ohne daß es einer eigenen Thaͤtigkeit oder eines beſonders begründeten 
Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig 
werden, welche die Eltern waͤhrend der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder 
erwerben, ingleichen 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit unſelbſt⸗ 
ftändiger ehelicher Kinder, diejenigen Veränderungen nicht aͤußern koͤn⸗ 
nen, welche ſich nach dem Tode des Vaters derſelben in der Staatsan⸗ 
gehörigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr über die 
Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinder lediglich die Kon⸗ 
dition ihres Vaters entſcheidet, und Veraͤnderungen in deren Staatsan⸗ 
gehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung ihrer vormundſchaftlichen Behörde ein- 
treten koͤnnen. Naͤchſtdem fol N 


u b. N 
die Verbindlichkeit eines der fonteahirenden Staaten zur Übernahme eines In⸗ 
dividuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem Grunde 
lästig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Fallen des g. 2. c. der Kon⸗ 
vention eintreten: | 
1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er ausgewieſen 
werden fol, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigene Wirthſchaft 
ge⸗ 
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gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung des Begriffs von Wirth⸗ 
ſchaft anzunehmen iſt, daß er auch dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt 
nur einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, als im herrſchaftlichen 
Geſindedienſte, Bekoͤſtigung verſchafft hat; oder 
2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn übernehmen fol, 
verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne Unterbrechung 
aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung eines Domizilo, Ver⸗ 
heirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter ankommen ſoll. 
Endlich find die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereingekommen: 
Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, dem 
die Uebernahme ee wird, der in der Konvention und vorſtehend 
aufgeſtellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der Darüber 
ftattfindenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige 
Differenz derſelben auch im e Wege nicht zu beſeitigen ge⸗ 
weſen, ſo wollen beide kontrahirenden Theile den Streitfall zur kompro⸗ 
miſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesftaates 
ftellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen gegenfeitiger 
Übernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 
Die Wahl der zur Übernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, 
der zur Übernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden fol. 
5 An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regie⸗ 
a en Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein- 
zuſenden. 
Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren In⸗ 
halt von keinem Theile eine weitere Einwendung zufdffig ift, hat derje⸗ 
nige Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Ent⸗ 
ſtehen der Differenz ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem 
Gebiete zu behalten. 
Berlin, den 24. Juli 1839. 


(L. 80 
Königliches Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


Bene Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
barung der Herzoglich e Landesregierung ausgewechſelt wor⸗ 
en, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntni gebracht. 

Berlin, den 15. Mai 1841. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


Gr. 2165-21669 | (Nr. 2166.) 
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(Nr. 2166.) Allerhöchſte Kabinets⸗Order vom 30. Mai 1841., die Ermäßigung der nach der 
Danziger Wechſelordnung zuläffigen zehn Reſpittage auf drei betreffend. 


Auf den beifolgenden Bericht vom 17. d. M. will Ich in Beruͤckſichtigung 
des Antrags der Kommunalbehoͤrden und der Alteſten der Kaufmannſchaft zu 
Danzig unter 1 der nach Artikel 18. der Danziger echſelordnung 
vom 8. März 1701. zuläffigen zehn Reſpittage, die Zahl derſelben für alle nach 
dem 1. September dieſes Jahres fällige Wechſel auf drei feſtſetzen. Das 
a ee hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen.. 


Berlin, den 30. Mai 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium, 


